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auswärtige viertel T le 50 Die 5geſp. 90 mm breithezugspreis: t. e hen e d Be e See See Morgen Ausgabe Anzeigenpreis h a Bee ne ken St eee 8aleeee
I. Agaſtsſtelle halleSaale: Ceipziger Straße 61/62. Fernruf Fentrale 7801, Geſchäſtsſtelle Berlin: Bernburger Str. 830. Fernruf Amt Kurfürſt Ar. 6290in) an geren u Redaktion s060 und er n Penſhectente er 20512. Freitag, 16. April Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle aale

paziergäne t x S nr 30 Jahre bereits Stellung genommen, der wir uns anſchließen. Die 53el Keueſte Tagesnachrichten heſaitte Landwitt haſt wird ſieh aber netter geſ hloffenſ Die neue Reichseinkommenſteuer
x Die Putſchnachrichten aus Pommern ſind von einer Staatsgeſtaltung widerſetzen, welche Die erſte Veranlagung auf Grund des neuen Reichs

ver ünken Preſſe ſtark übertrieben worden. Geſchehen iſt darauf ausgeht, nur eine Schicht der Bevölkerung zum Einkommenſteuergeſetzes erfolgt ſchon im Rechnungsjahre
ihts. ausſchlaggebenden Machtfaktor zu erheben, jede andere 1920. Die Steuer iſt in vier Raten in den erſten 15 Tagen

T. Schicht und jeden anderen Beruf aber hierbei auszuſchalten. der Monate Mai, Auguſt, November und Februar zu entx Graf Oberndorff, deſſen bevorſtehende Ernennung Die deutſche Landwirtſchaft verlangt, daß ſie bei der Be richten. Solange dem Steuerpflichtigen der Steuerbeſcheid
n e e r n e angekündigt 777 urteilung ihrer eigenen Geſchicke nicht nur herangezogen noch nicht zugegangen iſt, hat er zu den angegebenen Zeiten
ſt nunmehr zum deutſchen Geſchäftsträger in wird, ſondern ebenſo ausſchlaggebend entſcheidet, wie die die Steuerſätze der letzten Veranlagung zu bezahlen.
ſchau ernannt worden. n verlangen, über ihre Geſchicke ſelber entſcheiden e r o n e r

ig t Rei zu können. ommen von mehr als on da ab wird fürehe T et We e Wiener e 19 n Eine andere Entwicklung würde nicht nur das wirk die erſten angefangenen oder vollen 4000 Mk. des Ein
liarden Mark. ſchaftliche Lebew des ganzen Deutſchen Reiches gefährden, kommens 10 v. H. erhoben, und zwar dergeſtalt, daß für

den Wiederaufbau Deutſchlands verhindern, ſondern würde jede weiteren angefangenen oder vollen 1000 Mk. immer
r Die deutſche Regierung hat an die Entente eine auch die Verſorgung des deutſchen Volkes mit Nahrungs- 1 Prozent hinzukommt.

gote wegen der Wahlbeeinfluſſung in Eupen und mitteln geradezu unmöglich machen. Das Geſetz ſieht die Hausbeſteuerung vor. Das

e Ralmedh gerichtet. i u Se v de en en Kier r rn m u eUlgst. e a 2 14: e un ihrer Pflichten in der Erzeugung der Nahrungsmi ür inder t em nkommen e aushaltungsvorſtande9 m e r auf St e Werte wen das deutſche Volk eine geſicherte Ruhe und Ordnung. Dieſe hinzuzurechnen, das Einkommen der volljährigen Kinder
rtferbun d beantragen. wird unmöglich, wenn ſie waffenlos bewaffneten Teilen nur dann nicht, wenn ſie in einem anderen Betriebe be

men c i m et Bee Wo h Sebnang e n r hen r eng e evorm in V. i zße ür ni ieten, daß dieſe u nu i von aus g des Steuerpflichticter g r n g. Bochu nr eine grötzere Abte erung Parteipolitik geſichert wird. va zählende Perſon, deren Einkommen dem Einkommen des
Sie Die deutſche Landwirtſchaft legt daher die Steuerpflichtigen hinzuzurechnen iſt, um 500 Mk. Die

gerstr. nachdrücklichſte Ver wahrung gegen ein ſolches ver vorſtehende Vergünſtigung gilt auch für jede weitere PerA Der Putſch ein Geſpenſt faſſungswidriges Verfahren ein und verlangt die Aufrecht- ſon, deren Unterhalt der Steuerpflichtige zur Erfüllung
erhaltung der Verfaſſung, unbedingte Berückſichtigung einer geſetzlichen Unterhaltungspflicht beſtreitet, jedoch nicht

Von unſerem hkf.Sonderberichterſtatter) ihrer berechtigten Wünſche und Sicherung auch ihres Ein- über den tatſächlich gezahlten Betrag hinaus. Der hinzuzu-
Stettin, 15. April. fluſſes auf den Gang des öffentlichen Lebens. rechnende Betrag erhöht ſich bei einem Steuerpflichtigen,

hseh: Die von Berlin verbreiteten Nachrichten über angeblich be deſſen ſteuerbares Einkommen 10 000 Mk. nicht überſteigt,
vorſtehende t bſicht v. 8, deren Herd in 1.3 um 200 Mk. für die zweite und jede weitere Perſon, ſofernferei nen ſein leeren rn ſehr ſkep Das gutgläubige Wolffbüro ſie das 16. Lebensjahr nicht vollendet hat. Die Erhöhung
e eegenlber, ſo bah der übte Telt der Preſe von dieſen Feitüngen nrit frühem Rehaktionsſchluß drahten geſtern die es ſteuerfreien Einkommenteils zeit nur inſoweit ein al

fQ Nachrichten überhaupt keine Notiz nahm. Um ſo intenſiver be Sondermeldung des W. T. B., daß Lüttwitz verhaftet worden das ſelbſtändig r ſteuerbare Einkommen der
häftigten ſich die ſozialdemokratiſchen Blätter mit dieſen Nach ſei. Natürlich war das wie z. x m z Perſon, für welche ig eintreten ſoll, hinter demC man wollte ſo ſchon auf einem Gut das angebli brau en eine Sonderme ung n aekrre ie hat hinzuzurechnenden Höchſtbetrage zurückbleibt. Bei der Ver
bauptquartier der Verſchwörung entdeckt haben. leider den Nachteil, daßz ſie jeder wahrhaften Grundlage entbehrt, anlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe,
Den hieſigen maßgebenden Stellen find aber trotz eifrigſter denn das Wolffbüro iſt wie wir ſchon geſtern feſtſtellten, genas- yeſche die Leiſtungsfähigkeit des Steuerpflichtigen weſentlich

tt 2 1 Rachprüfungen keine Beſtätigung der Gerüchte zugegangen. führt worden. Diesmal war es alſo nichts! Es hat unter beeinträchtigen zur Berückſichtigung kommen ſofern das
h M Kachprüfungen auf dem betreffenden Gut haben ergeben, daß ſuchènde Schritte eingeleitet und ſchreibt nun ſelber: i m 5al Gr n J 6 i ſteuerbare Einkommen den Betrag pon 30 000 Mk. nichte v e Der W ger PWeir werten a dort gegceet er überſteigt. Als Verhältniſſe dieſer Art gelten außerl e a d e er Aue r vor er Ueber die Verhaftung des Generals Lüttwitss und des Majors gewö h nlich e Belaſtungen durch den ünterhalt

und die Erziehung der Kinder, durch Verpflichtung zumhatten, befanden von der Abſicht eines neuen Putſchverſuches giſ iſt bis zur Stunde a ſtändiger Stelle n ikann aber nicht die Rede ſein. Auch über die Verhaftung des t Soweit feſtgeſtent Werden Wennte Sr. e
Generals von Lüttwitz und des Majors von Biſchoff liegen Meldung über die Verhaftung dem Wolffſchen Büro von unbe Unterhalte mittelloſer Angehöriger, durch Krankheit,
keinerlei Beſtätigungen vor. Wie haltlos dieſe Gerüchte ſind, fannter Seite unter Mißbrauch des Namens eines Angeſtellten Körperverletzung, Verſchuldung oder Unglücksfälle oder
geht ſchon daraus hervor, daßz der Aufenthalt aus drei ver der Preſſeabteilung der Reichsregierung übermittelt worden. durch Aufwendungen im Haushalt der Erwerbstätigkeit der
ſhiedenen Kreiſen zugleich gemeldet worden iſt. Nachprü W. T. B. hat wegen des Vorfalles eine gerichtliche Unterſuchung Frau.
fungen hatten aber auch hier nichts ergeben. 5 beantragt und alle Maßnahmen ergriffen, die geeignet ſind, die Zum Einkommen gehören alle Erträgniſſe

In einer vorgeſtern im Hberpräſidium in Stettin ſtatt Feſtſtellung des Urhebers der Myſtifikation zu ermöglichen, aus Kapitalvermögen, aus dem Grundbeſitz, aus Geſchäfts

ne mag r r. gewinn, aus jeder Beſoldung, insbeſondere auch Gratifikationen, Tantiemen ſowie ſonſtige geldwerte Vorteile ausvon angeblichen Put en ts zu bemerken ſei.r S e Oberpräſident v Provinz Cine neue Blockadedrohung öffentlichem oder privatem Dienſte ganz gleich, ob die
Pommern, Lippmann, heute abend nach Berlin, um den Eigene Drahtmeldung der „H. Z. Einnahme nur einmalig oder dauernd iſt. Auch Zuſchüſſe,
Regierungsſtellen Bericht zu erſtatten. Wenn auch zugegeben Paris, 15. April. freiwillige Zuwendungen, Entſchädigungen, Leibrenten,
werden muß, daß große Teile der Bevölkerung mit der jetzigen Einer Blättermeldung zufolge wird England Schritte unter Zeitgedinge oder unvererbliche Renten zählen hierher,
Regierung unzufrieden ſind, ſo lehnt man den Putſch allgemein nehmen, um Deutſchland zur Ausführung des Friedensvertrages desgleichen Lotteriegewinne oder durch einzelne Veräuße-
ab. Ernſter wird die Lage in der Provinz dagegez bezüglich zu zwingen. Man drohe, wenn Deutſchland in der Entwaffnungs rungsgeſchäfte erzielte Gewinne.
der Landarbeiter ſein; hier machen ſich ernſte Anzeichen be frage ſeinen Verpflichtungen nicht nachkomme, daß man ihm Als ſteuerpflichtiges Einkommen el

M nmerkbar. Die Arbeiter, die urſprünglich ſelbſt die Forderung eventuell ſämtliche Zufuhren abſchneiden werde. ten nicht: ei li V ögensanfälle, da di gnach einem Zwangstarif aufgeſtellt haben, ſind jetzt mit den einma ige Vermögensanfälle, da dieſe ſchonZrangstarifen ungzufrieden. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß es durch die Erbſchaftsſteuer erfaßt werden, Ausſtattungen undu dir noch zu ſchweren, die Ordnung des Wirtſchaftslebens ge- Klliierte Unverſchämtheiten in Oberſchleſien Ausſteuern für junge Eheleute, Kapitalempfänge auf
fährdenden Kämpfen kommen wird. 2 Grund von Lebens-, Unfall und ſonſtige Kapitalverſiche-Berlin, 15. April. Gleiwitz, 15. April. rungen, Kapitalabfindungen und Verſorgungen auf Grund

Auf Veranlaſſung der Regierung hat ſich General von Olders Die Uebergriffe der franzöſiſchen Soldaten in Ober beſtehender geſetzlicher Vorſchriften ſowie die Verſorgungs
hauſen nach Stettin begeben, um von dort aus mit den zuſtän-ſchleſien mehren ſich. Jn Gleiwitz überfiel heute ein fran gebührniſſe, die dem Steuerpflichtigen aus dem Militär
digen Stellen die Lage in Vorpommern einer näheren Beurtei- zöſiſcher Soldat einen wehrloſen Kriegsververhältnis zuſtehen uſw., ferner die Bezüge des Steuer
bung zu unterziehen. letzt en ohne jeden Grund und ſchlug auf ihn ein. Als pflichtigen aus einer Krankenverſicherung, Gewinne, die

Die in Berlin veranlaßten Abſperrmaßnahymen, der Ueberfallene auf ſeine „kaputten Knochen“ hinwies, durch Veräußerung von Gegenſtänden unter das Beſitz
tie zu allerlei Gerüchten führten, ſind wieder aufgehoben worden. ließ der Soldat von ihm ab, aber nur, um mit einem ſteuergeſetz fallen, Gewinne, die durch die Veräußerung von
Ebenſo ſind die Panzerwagenkolonnen, die von außer Seitengewehr auf die umſtehenden Ziviliſten einzudringen. Grundſtücken erzielt werden, es ſei denn, daß die Grund-
I geert Berlin in Anmarſch waxen, nicht in die Stadt ein Seine Kameraden ſahen ihm ruhig zu. Der mehrheits- ſtücke erſt innerhalb der letzten 10 Jahre oder zum Zwecke
ruot. ſozialiſtiſche „Volkswille“ ſieht in der auffälligen Zunahme der Wiederveräußerung erworben waren, ferner Gewinne

T von Rechten franzöſiſcher Soldaten eine Folge der pol- ſolcher Geſellſchaften, deren Vermögen weſentlich aus
Ein Aufruf der CLandwirte niſchen Propaganda und ſagt: Die Alliierten haben uns Grundſtücken beſteht, Bezüge aus öffentlichen Mitteln zum

werſprochen, für Ruhe und Ordnung in Oberſchleſien zu Zwecke der Ausbildung in Kunſt und Wiſſenſchaft, die
Der Bund der Landwirte erläßt folgenden Aufruf: ſorgen. Wir ſprechen heute die Erwartung aus, daß ſie Naturalbezüge der Wehrmacht und die Ehrenſolde einer
Die Stellungnahme der Gewerkſchaften der Arbeiter uns wenigſtens vor ihren eigenen Leuten zu ſchützen bereit Kriegsdekoration.

und Angeſtellten in den letzten Wochen zeigt deutlich als ſein werden.“ Vom Geſamtbekrageder Einkünfteſind
el die Aufrichtung einer einſeitigen Regierung der Weiter wird aus Gleiwi tz gemeldet: Von gewerk- abzugsfähig: die zu ihrer Erwerbung uſw. gemachten

Arbeitnehmer. Es liegt dies in der erneuten Androhung ſchaftlicher Seite erſchien ein Aufruf, in dem es zu dem Werbungskoſten. Dazu gehören auch: die Ertragsſteuern
des Generalſtreiks, deſſen Durchführung gegen die Ver- „Verbot der V erfügumng des Betriebsräte- ſowie öffentliche Abgaben und Beiträge zur Verſicherung
ſaſſung verſtößt, in dem Verlangen der Entwaffnung aller geſetzes“ durch die internationale Kommiſſion u. a. von Gegenſtänden, welche zu den Geſchäftsunkoſten oder
anderen Schichten der Bevölkerung unter einſeitiger heißt: „Die Anordnungen der Kommiſſion haben in der Verwaltungskoſten gehören, ferner die jährlichen Ab
sewaffnung von Mitgliedern der Arbeit oberſchleſiſchen Bevölkerung. insbeſondere der Arbeiter und ſchreibungen für Wertverminderungen von Gebäuden, Be
nehmerorganiſationen; in dem Verlangen, daß Angeſtellten, eine Empörung ausgelöſt, die die größte Er- triebsinventaren, Maſchinen uſw., die notwendigen Aus
bei Neubildung der Regierungen im Reiche und in ſchütterung des Wirtſchaftslebens zur Folge haben kann. gaben für Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtätte,
Lreußen die „Arbeitnehmerorganiſationen entſcheidenden Unter dem Drucke ihrer Anhängerſchaft habe ſich die Orga- die Mehraufwendungen für den Haushalt, die durch eine
Einfluß haben ſollen. niſationsleitung der Arbeiter und Angeſtellten geneigt ge Erwerbstätigkeit der Frau notwendig werden. Ferner die

Die Erfüllung dieſer Forderungen bedeutet Auf ſehen, für Sonntag in allen Städten Oberſchleſiens große vom Steuerzahler gezahlten Schuldzinſen, die auf beſon-
tichtung einer einſeitigen Klaſſendiktatur Maſſenproteſtkundgebungen zu veranſtalten. Neben Ar derem privatrechtlichen, öffentlich-rechtlichen oder geſetzlichen
der Arbeitnehmer, eine völlige Ausſchaltung des beiter- und Angeſtelltenorganiſationen werden auch die Verpflichtungsgrunde beruhenden Renten und dauernden
kinfluſſes der ganzen übrigen Bevölkerung und insbeſon Poſt, Eiſenbahn und Kommunalbeamten, ſowie die Be Laſten, ſoweit ſie nicht mit Einnahmen im wirtſchaftlichen

e Verhinderung jeder gebotenen Beeinfluſſung der wirt- amten aller übrigen Behörden an dieſen Kundgebungen uſammenhange ſtehen, die Beiträge für alle geſeslichen
ſhaftlichen Geſtaltung der anderen Berufs durch die eige- teilnehmen. Auch der volniſche Zentralverband dat ſeine wangsverſicherungen, die Verſicherungsprämien für Tod
nen Berufsangehörigen. Beteiligung zugeſagt. Die Teilnahme der polniſchen Be und Erlebungsfall (hier bis zur Höhe von 600 Mk. jähr-

„Der Deutſche Landbund hat in ſeinem Aufruf vom rufsvereinigung ſteht noch nicht feſt. ſcheint aber ſehr wahr lich) ſowohl für den Steuerpflichtigen ſelbſt, als auch für
April 1920 gegen die Drohung mit dem Generalſtreik I ſcheinlich deſſen nicht ſelbſtändig veranlagten Hausangehörigen, die



efkräge gur Skerbekaſſe bis zu 100 Mk. fährlich, die Bei
äge zu den öffentlich-rechtlichen Berufs oder Wirtſchafts

ver nungen ſowie Berufsverbänden ohne öffentlich recht
lichen Charakter, ſofern deren Zweck nicht auf einen wirt
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb eingerichtet iſt. Ferner Bei-
träge an kulturfördernde, mildtätige, gemeinnützige oder
politiſche Vereinigungen, ſofern ihr Geſamtbetrag 10 v. H.
des Einkommens des Steuerpflichtigen nicht überſteigt,
ferner die bei einzelnen Veräußerungsgeſchäften ermittelten
Verluſte, ſofern dieſe zum ſteuerpflichtigen Einkommen ge
hören, die Tilgungsrente 31 Abſ. 1 des Geſetzes über das
Reichsnotopfer), der Reichsnotzins (Z 38 dieſes Geſetzes).

Nicht abzugsfähig ſind die vom Steuerpflich-
kigen entrichtete Einkommen und Perſonalſteuer, die Auf
wendungen zur Verbeſſerung des Vermögens, zur Ge
ſchäftserweiterung uſw., die Aufwendungen zur Beſtreitung
des Haushalts und des Unterhalts der Familie, die Zinſen
für das im Betrieb der Land und Forſtwirtſchaft oder in
einem gewerblichen Betrieb angelegte Vermögen des
Steuerpflichtigen.

Das Geſetz ſchreibt vor, daß der Arbeitgeber
10 Prozent des auszuzahlenden Arbeits
lohnes als Abſchlagszählung auf die
Steuer einzubehalten und dafür dem Arbeit-
nehmer Steuermarken in deſſen Steuerkarte einzukleben
und zu entwerten hat. Die Steuermarken werden von
den Hebeſtellen wie bares Geld behandelt. Ueber die
hierüber beſtehenden Einzelheiten kommen wir noch zurück.

8 14 des Umſatzſteuergeſetzes vom 24. Dezember 1919,
der Gewerbetreibenden, die unter 5000 Mk. jährliches Ge
ſamteinkommen verfügen, in der Umſatzſteuer Vergünſti-
gungen gewährt, iſt aufgehoben worden. Dr. R.

Die Kriegsſchulden der Welt
Paris, 15. April.

Der ehemalige Senatspräſident Duboſt hat im Senat eine
Interpellation über die Finanzpolitik der Regierung
begründet. Nach ſeiner Anſicht betragen die finanziellen Ver

pflichtungen Frankreichs vier hundert Milliarden,
fe würden alſo weſentlich den nationalen Reichtum Frankreichs,

wie man ihn vor dem Kriege geſchätzt habe, überſteigen. Man
ſcheine ſich jetzt einzig und allein auf Steuern und An
leihen verlaſſen zu wollen, aber man ſei an einer Grenze an
gekommen, die nicht mehr überſchritten werden könne, und müſſe

deshalb nach neuen Einnahmequellen ſuchen. Das Problem der
Wiedergutmachung iſt nach Anſicht von Duboſt nicht ge
ſt worden. Man hätte einen internationalen Kredit ſchaffen

ſollen, um die Kriegsſchulden der verſchiedenen
Staaten zu liquidieren. Man könne ſie auf etwa
an Milliarden ſchätzen. Der Reichtum aller

VDationen, die den Krieg geführt hätten, erreiche heute die
Summe von dreitauſend Milliarden. Dieſe könnten die Sicher
heit für eine internationale Anleihe bilden. Der Hauptirrtum
des Friedensvertrages ſei es, daß man nicht begriffen habe, daß
die Zukunft der Welt von der Regelung der finangziellen Fragen
abhänge, und daß dieſe ung nur eine internationale

Löſung finden könne. ſei vielleicht noch Zeit, die begange,
nen Fehler wieder gutzumachen. e

r A—*k—sd z43m

Notenabſtempelung in Polen
Der Auslandsverkehr geſperrt

Danzig, 15. April.
Das polniſche Miniſterium hat beſchloſſen: Um die
I Abſtempelung der Kronenbanknoten inPolen durchzuführen, wird von Mitternacht zum 17. April

dis Mitternacht zum 27. April der geſamte Perſonen und
Güterverkehr zwiſchen Polen und dem Auslande voll-
ſtändig geſperrt. Dabei gelten die Abſtimmungsgebiete
als Ausland. Für den Tranſitverkehr zwiſchen Oſtpreußen
und Deutſchland iſt die Linie Konitz--Czersk--Marien-
werder, für den Tranſitgüterverkehr auch die Linie Konitz--
Laskowitz--Deutſch-Eylau in Ausſicht genommen. Ueber
die Eröffnung dieſes Verkehrs werden noch Verhand
lungen geführt. Der Verkehr wird aber ſicher nicht vor
Sonntag hergeſtellt werden.

Deutſcher Proteſt in Brüſſel
Köln, 15. April.
an Belgien über dieEine Note der deutſchen Regierun

Volksabſtimmung in Eupen und Malmedy hat nach dem
Aachener Volksfreund folgenden Wortlaut: Der belgiſche Ober
kommiſſar der Kreiſe Eupen und Malmedh hatte in einer Prokl
mation am 1. Januar 1920 erklärt, die Volksabſtimmung werde
ehrlich und unter ſtrengſter Beobachtung des
Artikels 34 des Friedensvertrages erfolgen. Die Tatſachen ſtehen

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

14) Von Max Treu- Halle.
Solchen Beſcheid alſo hat der Reiner mitgebracht und

kundgegeben. Pfarrer Mathias aber iſt aufgeſtanden und
hat geſagt: Die Sprache ſei unſer Heiligſtes, das Beſte, das

Schönſte, was ein Volk hätte, und in ſolchen Dingen heiße es
ganz beſonders: principiis obstal Wenn wir uns t
ſofort und mit allem Nachdruck gegen jenen Erlaß zur Wehr

I ſeben, ſo wäre ſicher dieſer nur der erſte von vielen, die uns
M unſer Deutſchtum berauben wollten, wie wir das ja an

unſerer Nachbargemeinde ſähen. Deren Schickſal aber müſſe
uns warnen, und er beantrage einen Beſchluß: daß wir

unſere Eingaben an die Behörden nach wie vor in deutſcher
Sprache abfaßten unter Hinweis auf unſere uralten Rechte,

die man uns nicht nehmen könne, am allerwenigſten aber
uns nehmen könne, ohne uns auch nur einmal gefragt zu

haben.
Da haben ſie ihm alle zugeſtimmt und haben ſich die

Hände gereicht und ſich geſchworen, von deutſcher Sprache
und deutſchen Sitten nicht zu laſſen. Der Beſchluß iſt ein

ſtimmig gefaßt worden, und nach wie vor werden wir
unſere Eingaben in deutſcher Sprache an die Behörden
enden.

Es war eine feierliche und ernſte Stunde, wie ich ſie nie
erlebt, da wir ſo für unſer deutſches Volkstum zuſammen-

ſtanden.
Unſere Nachbarn drüben in Magyar-Skeleſſy jedoch

ſind lau und werden lau bleiben. Jhr Pfarrer Stein predigt
auf ungariſch, und als ihm Pfarrer Mathias darob einen zor-
nigen Brief ſchrieb, hat ihm jener geantwortet, man müſſe
der Obrigkeit gehorchen, auch wenn ſie wunderlich ſei.

„Die alte Ausrede für alle Sklavenſeelen!“ hat Pfarrer

mit Zuſicherung in ſchro Widerſpruch. So find nur
zwei Abſtimmungsliſten, je eine in Eupen und in Malmedy, und

nur drei Stunden lang auggelegt geweſen.
Die deutſche Tr hat auch Proteſt erhoben über die

ſtändig un erlaubte Beeinfluſſung der Stimm-
berechtigten durch die belgiſche Beſatzungsbehörde. Die
Kommiſſare w. u. a. ohne jede Berechtigung alle mög-
lichen Auskünfte über die Gründe, aus welchen ſich der
eingelne eintragen läßt. Zudem ſei feſtgeſtellt worden, daß
Stimmberechtigte du v Beamte überredet oder ſogar
unter Drohung von der Abſtimmung abgehalten wurden.
Außerdem wurden denen, die ſich eingetragen haben, eine Reihe
von Begünſtigungen entzogen. Gegen dieſe und ander offen
r Verletzungen des Friedensvertrages legt die deutſche

egierung in ihrer Note energiſchen Proteſt ein.

Der Streik in Irland
London, 15. April.

Die Dockarbeiker, ter Krafk-wagenführer und ein Teil der Werftarbeiter
von Londonderry ſind zum Proteſt gegen die Behand-
lung der verhafteten Sinnfeiner in den Ausſtand ge
treten. Der Verkehr zwiſchen den Häfen von Südwales
und Irland iſt eingeſtellt. Jn Limerick iſt der Streik voll
ſtändig. Die Banken und Handelshäuſer ſind geſchloſſen.
Der Zugverkehr iſt vollſtändig unterbrochen. Der Streik
in Dublin breitet ſich weiter aus.

Deutſchland und der Völkerbund

Von unſerem Sonderberichterſtatter.)
Baſel, 15. April.

Die Preß Information meldet aus Rom: Miniſterpräſi

einen Antrag nachträglich unterſtützen, welcher auf die möglichſt
ſofortige Aufnahme Deutſchlands und Oeſter
reichs in den Vülkerbund hinausläuft. Dieſer Beſchluß
Nittis iſt auf das günſtige Ergebnis der Konferenz mit dem
Staatskanzler Renner und auf die jüngſten willkürlichen Schritte
Frankreichs gegen Deutſchland zurückzuführen.

Die Preß-Jnformation erfährt aus London, daß auf der
Botſchafterkonferenz in San Remo Jtalien, England und
Amerika für eine weſentliche Milderung in den
Beſtimmungen des Friedensvertrages eintreten
werden.

In ſchweizeriſchen informierten politiſchen Kreiſen erklärte
man geſtern, daß das Bünd nis zwiſchen Frankreich
und England wieder bekräftigt ſei, was darauf zurückzu
führen iſt, daß Millerand unter dem Drucke der franzöſiſchen
Militärpartei der engliſchen Regierung in den grellſten Farben
die Gefahr ausmalte, welche durch die deutſche Militärkaſte. drohe.
r hierfür iſt eine geſtrige Reutermeldung aus Lon
don, nach der Frankreich und England entſchloſſen ſind, nach wie
vor die Haltung der deutſchen Militärpartei auf das ſchärfſte zu
überwachen.

Das Königsberger Unglück
Königsberg i. Pr., 13. April.

Erſt heute, nachdem man bis dicht an den Exploſionsherd vor
dringen konnte, läßt ſich die erſchütternde Größe des gewaltigſten
Unglücks, das Königsberg jemals en, ü Zu den
im Leichenſchauhaus aufgebahrten etwa 100 Toten kommen jetzt
noch etwa 80 an der Unglücksſtelle liegende, und über 100
dürften noch unter den Schuppen und in Exploſionstrichtern ber-
ſchüttet liegen, ſo daß ſich die Geſamtzahl auf über 200 Tote be
ziffert. Die genaue Zahl wird ſich wohl nie feſtſtellen laſſen,, da
die am Unglücksherd Beſchäftigten in Atome zerriſſen und auch
die Arbeiterliſten vernichtet ſind. Das Elend iſt ungeheuer groß,
da die Opfer meiſt mittellos ſind. Eine öffentliche Sammlung
wurde bereits eingeleitet. Der in der Stadt angerichtete
Sachſchaden wird auf über eine Million Mark geſchätzt.
Jn dem etwa 100 Kilometer entfernten Jnſterburg und in
Tilſit wurde die Exploſion ebenfalls deutlich verſpürt; auch
dort find viele Spiegel- und Fenſterſcheiben zerſprungen.

Die Säuberung des Vogtlandes
Leipzig, 15. April.

Bei den geſtern gemeldeken Zuſammenſtößen mit
der Hölzbande ſüdlich Rautenkranz hatten die Truppen
keine Verluſte. Die Zahl der dabei gemachten Gefangenen
hat fich auf 100 erhöht. Erbeutet wurde ein Maſchinen
gewehr, 800 Gewehre und verſchiedene Perſonenkraftwagen,
darunter der des Hölz. Hölz ſelbſt iſt entkommen, an
geblich in Frauenkleidung. Die Bahnlinie Falken-
ſtein-Klingenthal iſt an mehreren Stellen durch
Brückenſprengungen und Zerſtörung der Gleiſe unter3

brochen worden. Teile der in Klingenthal eingerückten

dent Nitti wird auf der Votſchafterkonferenz in San Remo

Truppen befinden ſich im Vormarſch auf oger genſtadt. Bei der Annäherung der Truppen hat

Äktionsausſchuß in Burgſtadt die Stadt geſter
mittag verlaſſen, Leutersdorf und Umgebung wurden
geſtern nachmittag, Hohenſtein und Grnſtthal heut
morgen kampflos beſetzt.

Ueber die Amtshauptmannſchaft Glauchau iſt geſtern
vachmittag der Ausnahmezuſtand verhängt worden.
hat ſich dort ein neues Brandkomitee gebildet. Ein nen
gegründeter Bürgerausſchuß organiſierte eine bewaffnete Ab.
wehr gegen den roten Terror.

Jn Zwickau haben die Arbeiterräte 187 Stimmen für und
381 Stimmen gegen den Generalſtreik abgegeben. Eine Urgh,
ſtimmung in den Betrieben ergab 28 gegen und 6009
Stimmen für den Streik.

Plauen i. V., 15. April.
Die hieſigen Arbeiker haben beſchloſſen, nicht in dey

Generalſtreik zu treten, da ſie in dem Finrücken der
Reichswehrtruppen eine nur gegen Hölz gerichtete Aktion er.
blicken. Den hier eingetroffenen 122 Rotgardiſten ſind bis jetzt
annähernd 150 000 Mark abgenommen worden.

Die Reichsſchulden
(Von unſerem hk.-Sonderberichterſtaktker

Berlin, 15. April.
Nach einer Mitteilung, die Reichsfinanzminiſter Dr. Wirth

in der heutigen Sitzung des Ausſchuſſes machte, betrug am
831. März die fundierte Schuld des Deutſchen Reiches
92 Milliarden Mark, die ſchwebende d 105 Milliarden
Mark, zuſammen alſo 197 Milliarden

dann,

Der neue Brotpreis
Das Reichswirtſchaftsminiſterium ſchreibt dem „Lok.Anz.“:

„Durch den dritten Nachtragsetat für 1920 hat die National-
verſammlung kurz vor Oſtern für die Verbilligung von Lebensmitteln 234 Milliarden Mark zur Verfügung geſteut Damit ſind

die Summen, die im Haushaltsjahr 1919 zur Verbilligung von
Lebensmitteln aus öffentlichen Mitteln bereitgeſtellt worden ſind,
auf 734 Milliarden Mark geſtiegen. Das iſt ein Betrag, der
weit mehr als das Doppelte der Geſamtausgaben und -ein,
nahmen des Reiches nach dem Haushaltsplan für das Rechnungs-
jahr 1914 ausmacht. Auf den Kopf der Bevölkerung, dieſe zu
60 Millionen angenommen, umgelegt, ergibt ſich für neun Mo
nate ein Betrag von 129 Mk. Venrgleichsweiſe ſei bemerkt, daß

nicht 100 Mk. an Steuern entfielen.
Jn Eingaben an die Miniſterien und rer er

ſind in letzter Zeit Stimmen laut geworden,
nenswerte Einwirkung der Verausgabung der Verbilligungs.
ſummen nicht gemerkt habe. Ohne die Verbilligung hätte aber
unter Zugrundelegung des Valutaſtandes vom Februar und An
fang März das Kilogramm Fleiſch, Speck, Mehl nur zu 45 bezw.
55 bezw. 12 Mk. abgegeben werden können, während unter Zu
hilfenchme der Verbilligungsſummen tatſächlich die Ausgabe zu
20, 24, 1,02 Mk. erfolgt iſt, wobei zu beachten iſt, daß es
in der Hauptſache nicht um die Zuweiſung von Sonderrationen
an die Bevölkerung handelt, daß die eingeführten und
verbilligten Lebensmittel in Haupſache notwendig waren,
um die Grundrationen aufrechterhalten zu können.

Alle beteiligten Kreiſe ſind ſich darüber einig, die Ver
billigung von Lebensmitteln in dem bisherigen Umfang richt
weitergeführt werden kann. Es erſcheint unmöglich, ſo
men, wie im Haushaltsjahr 1919, auch im kommenden
dieſe Zwecke aufzubringen. Auf der anderen Seite iſt es klar,
daß nicht ohne jeden Uebergang von der Verbilliguig abgeſehen
werden kann. Es werden daher in einem demnächſt J
den Notetat einige weitere Milliarden Mark für die Verbilli
gung nach dem 1. April 1920 angefordert werden. Dieſe werden
in der Hauptſache zur Verbilligung von ausländiſ Fleiſch,
Speck und Milch zu einem ſehr erheblichen Teil für die Verbilli
gung des ausländiſchen Getreides benötigt werden, das zur Auf

Brotration erforderlich iſt.
Es hat ſich aber als notwendig erwieſen, in Verbindung da

mit den Mehlpreis der Reichsgetreideſtelle weſentlich heraufzu
ſetzen und zugleich den Zuſchlag, den die ſelbſtwirtſchaftenden
Kommunalverbände zu zahlen ha entſprechend zu erhöhen.
Die Vorlage ſieht die Erhöhung vom 2. Mai ab vor. Der Mehl-

für den Doppelzentner ſteigen. Dementſprechend wird nach
überſchläglichen Berechnungen der Preis des 1900-
Brotes, der in Berlin zurzeit 2,65 Mk. beträgt, auf etwa 8,85 Mk.
heraufgehen müſſen. Trotz der beabſichtigten Verdoppelung des
Mehlpreiſes wird durch die in Ausſicht genommene Verbilligung

Erntejahr wird8,85 Mk. zugeſetzt! Auch im kommenden
des Preiſes fürſchon bei ausſchließlicher Zugrundeleländiſches e vorausſichtlich ein niedrigerer

feſtſetzen laſſen.
Trübe Ausſichten

ſeitige Preistreiberei im Jnlande tun? Muß denn alles
als unabänderliches Schickſal hingenommen werden

b

worfen. Und an dieſem ganzen Tage iſt er gar zornmütig
umhergegangen und war nicht gut reden mit ihm.

Auch wegen der Meſſerſtecherei haben wir Aerger und
Verdruß gehabt. Der eine der Verwundeten iſt geſtorben,
nachdem alles geſchehen war, was zu ſeiner Wiederherſtellung
nur irgend hatte geſchehen können; wir haben ihm ein ehr
liches, chriſtliches Begräbnis gegeben, und milde Hände haben
auch den Grabhügel des dorffremden Mannes mit friſchen
Kränzen, trotz der Winterzeit, geſchmückt. Radnicki jedoch,
der die meiſte Urſache hätte. ſeine Hand aufzutun, hat
keinen Kreuzer hergegeben und weigert ſich beharrlich, den
auf ihn fallenden Teil der Kranken- und Beerdigungskoſten
zu erſtatten.

Jn dieſer Beziehung hat aber die Gemeinde volle
Gewalt, und wir werden den Patron ſchon faſſen. „Auf der
er herumſpielen laſſen wir uns nicht!“ erklärte Reiner

rohend.
Kaum hatte der Grabhügel über dem Toten fich ge

ſchloſſen, da entſteht plötzlich unter Ungarn und Polen das
Gerücht, wir hätten den Verwundeten verhungern laſſen und
ſeien für ſeinen Tod verantwortlich. So albern das Ge
ſchätz war, an unſere Ehre griff es uns doch. Auf der Stelle
haben wir den Toten wieder ausgegraben, den Komitats-
arzt kommen und die Leiche unterſuchen laſſen. Und der hat
dann feſtſtellen müſſen, daß der Tote an ſeiner Wunde ge
ſtorben, daß ſeine Behandlung eine ſorgfältige und ſach-
gemäße, ſeine Pflege die beſte geweſen ſei. Das haben wir
an allen Ecken anſchlagen laſſen und denken, den Läſter
mäulern gründlich das Handwerk gelegt zu haben.

Die Quelle aber, woher das nichtswürdige Geſchwätz
kommt, kennen wir: ſie heißt Radnicki.

Jetzt iſt es aber Zeit, daß ich von dem Erfreulichen zu
reden anfange; meine Aufzgeichnungen ſollen keine Klagelieder
Jeremiä werden.

Noch an demſelben Tage, an welchem Reiner nach Buda-
peſt gefahren war und auch die bei dem Kranken im Pfarr-
haus vorgefundenen Pläne und Zeichnungen mitgenommen

gerufen und den Brief in das Feuer ae batte, ob vielleicht ſeine Perſon daraus feſtgeſtellt werden

könne, hat der Patient die Augen geöffnet und leiſe, ganz
leiſe geſagt:

„Waſſer!“

die in dieſem Augenblick gerade im Krankenzimmer geweſen

Toter in das Leben zurückgekehrt, ſo ſei es ihr geweſen, er
ählt ſie. Darauf iſt ein mattes, müdes Lächeln über des

blaſſes Antlitz gehuſcht, und er hat nun auf deutſch
geſagt:

„Waſſerl
Da iſt die Hedwig noch mehr erſchrocken geweſen, wohei

der wildfremde, ſolange bewußtloſe Mann wiſſen könne, daß
man in dieſem Hauſe Deutſch ſpräche. Aber ſie iſt eilends
hinausgegangen, hat einen Trunk friſchen Waſſers geholt,
etwas Himbeerſaft hineingetan und es dem Fremden ge
bracht, der hat den Trunk gierig ausgetrunken, hat ſich dann
müde in die Kiſſen zurückgelehnt und aufs neue die Augen
geſchloſſen. Hedwig iſt ſchnell zum Vater gegangen und hat
ihm geſagt, es ſcheine, als ob der Patient zu Bewußtſein ge
kommen ſei. Und nun haben der Pfarrer und Hedwig bei
dem Kranken Wache gehalten, den ganzen Tag über. Gegend
Abend, gerade als die Lampe angezündet werden ſollte, ſchlägt
jener wieder die Augen auf, ſchaut erſt verwundert den
Pfarrer, dann die Hedwig an und fragt;

„Bin ich nicht in Beidenburg?“
Und gut Deutſch hat er ſprechen können.
„Ja!“ entgegnete Pfarrer Mathias.
Wieder hat der Kranke leiſe, ganz leiſe gelächelt und

aufs neue gefragt:
„Bin ich nicht im Pfarrhauſe?“
Da haben Vater und Tochter ſich ganz erſtaunt ange

ſehen und wie aus einem Munde entgegnet:
„Jawohl! Beim Pfarrer Mathias! Und Gott ſei Dank

daß es Jhnen beſſer geht!“
„Wie lange lag ich ſo?“ fragte der Fremde wieder.
Der Pfarrer ſagte es ihm und ſah, wie der Patien

dabei erſchrak, Gaxtietzung falat,)

im ganzen Steuerjahr 1914 auf den Kopf der Bevölkerung noch
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utſhlands Selbſtzerfleiſchung
München, 15. April.

f der Oberpfälzer Provingzialverſammlung der Bahye-
voltspartei hat Dr. Heim eine groß angelegte ſtaats

ſche programmrede gehalten Die Hauptſtellen lauten:
m ſchmachvollen Waffenſtillſtand und dem furchtbaren

Ausgang blieb uns das Schrecklichſte vorbehalten, die
ſtzerſleiſſchung. n den 424 Jahren vorher iſt im
tſchen Mutterland kein Haus von feindlichen Heeren
engeſchoſſen, keine deutſche Familie ausgeplündert, kein

e vürger niedergeſchoſſen oder erſchlagen worden. Das
r den letzten 138 Jahren vorbehalten. Wir ſtehen tiefer
nd des Krieges Und ſind noch nicht am Ende, ſondern
Beginn des Niederganges. Die politiſche
tion war nur der Kuliſſenwechſel. Jetzt erleben wir dieſqhaftliche Revolution, die wie ein Gießbach' allen

m aufwühlt und allen Dreck nach oben treibt. Das wird
h dauern, je ſchlechter wir regiert ſind, und
t werden wir regiert ſeit 16 Jahren. Es iſt
gen, daß all das Elend eine Kriegsnachwi irkung W Bar

wühlen weiter in unſeren offenen Wunden,
vir zerfleiſchen uns ſelbſt. Die Regierung aber

uur ver n, dieſe Wunden zu erweitern. Si ehat dem
eber und Wuchertum das Handwerk nicht gelegt

Arbeitswillen gegen den Arbeitsunwillen nicht geſchützt.
es nicht verſtanden, die Ordnung im Lande wiederher

n und dem Volke klarzumachen, daß wir ein einig Volk
rüdern ſein müſſen, in keiner Not uns trennen noch

Veimarer Verfaſſung iſt ein Fetzen Papier,
eder dieſe Verfaſſung, noch die Nationalverſammlung, die
macht hat, haben einen nennenswerten Fortſchritt, ſon
m unter die Berliner Knute gebracht. Und das iſt
loſe Zentraliſierung, die aus Deutſchland ein
z Warenhaus und eine große Fabrik machen will,

e Weimarer Verfaſſung iſt ein Mantelgeſetz dazu. Keine
t auf geiſtiges Empfinden, kein Glauben mehr daran.
hinderte alte Zuſammengehörigkeit der Volksſtämme und
Gigenart glaubt man mit einem Federſtrich beſeitigt zu

Selbſt Payer, der alte demokratiſche Führer, hat in den
urter Fluchttagen der Reichsregierung bekannt, daß man
ſicht weiter arbeiten kann. Wie könnten wir bei
ünglück zuſammenarbeiten, ſchonte man die Eigenart der

ime, ſtatt alles in den Wind zu ſchlagen. Wollten ſie es
ers verſuchen, ſie ſollen freudige Mitarbeiter
ins finden. (Stürmiſcher Beifall.) Wollen ſie aber uns
nehmen, was uns heilig iſt, ſo werden wir ſie bekämpfen.

gerliner Zentralismus iſt die Kopfkrankheit des
hes, und alle Glieder leiden mit an der Berliner
ſetzung und Gehirnerweichung. Von der Gnade
nz wollen wir ſo wenig abhängen wie von der Pariſer

Wirtſchaftlich brauchen wir eine ſcharfe Kontrolle und
ahl von Ein- und Ausfuhr. Auf dem Papier beſteht ſie,
praktiſch nicht, denn Millionen und Abermillionen an un
ſtlichem Gut, ſelbſt Nährgut, konnten unter der Re
onsregierung ins Ausland verſchleppt werden, und

der parlamentariſchen Regierung erſt recht Das freſſende
pür eitert weiter. Nie wurden wir im Obrigſteitsſtaat
ter regiert als von dieſer Regierung. Man treibt nur
jpolitik, bis wir zum Dreckhaufen geworden ſind. Man

e einmal, wie es die Engländer beim Kriegsbeginn
en, zwei oder drei große Fabriken aus jedem Jnduſtrie

e in öffentliche Verwaltung, um dort die Preiſe feſtzu
aus der Erfahrung heraus unter Abpachtung und mäßiger
nſung des Aktienkapitals und laſſe den ganzen Betrieb
denſelben Geſchäftsführern und Jngenieuren weiterlaufen
Kontrolle der Reichsverwaltung, dann haben wir die
für Richtpreiſe, und die Preistreiberei hat ein Ende.
t und Fleiß allein ſichern unſer Fortkommen. Aber

t mit dem ſchematiſchen Achtſtundentag. Er
r verkehrten Zeit gekommen. Alle Gleichmacherei iſt ein
ük. Drei Dinge garantieren den Preisabbau und die
z der Valuta: der Zehnſtundentag, die Akkord

jeit, das Streikverbot und an Stelle des Streiks das
gericht Beſchließt heute der Reichstag nur eines dieſer

ge, dann ſteigt unſere Valuta in drei bis vier Tagen um
s 400. Prozent. Nur der Sozialismus hindert
Einlenken in die Bahnen der Vernunft. Er
tihelt der Handarbeit, die wir nicht unterſchätzen, aber wir
rfen die anmaßende Alleinherrſchaft irgend
jStandes. Die beſten Köpfe der Sozialdemokratie ſind ſeit
halb Jahren in der Regierung, und was haben fie fertig-
ht? Scherben! Sonſt nichts! Was ſoll uns erſt
n wenn die ganz Radikalen daran kommen Vom Arbeiter
das ganze Wirtſchaftsleben ab, ſagen ſie und die anderen.
iſt nicht wahr! Von der Zuſammenarbeit
t hängt alles ab und nicht von der revolutionären Gewalt.

beheriſchen Wald machen die Holzknechte in zwei Winter
ten 10 000 Klafter Holz ohne die Arbeitsarmee der Bol

ſten und ohne daß es drahtlos in die Welt gefunkt wird.
auf dem harten Wege der Arbeit ſteigen wir empor, aber
mit Schmeicheleien und Lügen, mit denen die Sozialdemo-

m das Volk füttern. Jn der auswärtigen Politik
ebenſo ſchlecht gewirtſchaftet wie in der inneren von

r Regierung. Millerand hat in ſeiner letzten Note das
den der Franzoſen mit lauter Dokumenten begründet, die
ber deutſchen Regierung ſtammen Wir haben die Ver
rin buſeren eigenen Reihen, und Unab
dige ſind es, die den Franzoſen Denunziationsdienſte

Man hat uns einen unerfüllbaren Friedensvertrag auf
gen und tut gleichzeitig alles, um uns an deſſen Er-
m zu hindern. Das iſt eine Politik der Grauſam-
des Sadismus, des Wahnſinn;, die ihre Strafe
lber trägt. Wir haben eine Kanüle im Leibe, die unſere
aftsſäfte abzieht So lange das weſtrheiniſche Gebiet be
ſt und wir nicht Herr unſerer ſelbſt ſind, ſo lange wir

Grenzen nicht ſchließen können. vermögen wir nicht zu
n Deswegen iſt mein Sinnen und Trachten auf die Ver
gung mit Frankreich eingeſtellt. Es will ſich
Oſten ſichern, und das iſt verſtändlich. Frankreich leidet
t den Kriegsfolgen ebenſo wie wir. Und es kann ſie nicht

agen, wenn es uns wirtſchaftlich ruiniert Heute noch
S am Quai d'Orſey preußiſche Politik, undne Franzoſen drei Punkte des Intereſſes mit uns

wir uns politiſch mit ihnen verſtändigen und

daß wir künftig eine kontinentale Politik des Friedens
t enſeits des Jmperialismus gibt es noch etwas: den
ichen Staat der Arbeit, auch ohne roten

Die Franzoſen haben alle Veranlaſſung, ſich an die
iche Tatſache zu erinnern, daß England immer eine
en die andere ausſpielt und kein kontinentales
„zu einer langen Blüte kommen läßt die„liſche Politik wird ſich gegen Frankreich richten! Wen
m Frankreich als näheren Bundesgenoſſen wie Deutſch

7 Franzoſen bemerken nicht, eine internatio-
elle über die Welt geht, eine Gefahr, für ſie größer

F7 Jat ſt Frankreich durch ſeine berkehrte Politit

m St Tee r w.J rze inaus,Munderke. antes fürchtet nichts mehr, als den

lungen

Zentraltsmus in Deutſchkand, denn wenn alle Gewalt an einer
Stelle vereinigt' iſt, dann wird in Zukunft das Signal von dieſer
einen Stelle genügen, um ganz Deutſchland in Brand zu ſtecken.
Dieſe Befürchtung iſt bei der gegenwärtigen Lage durchaus ge
rechtfertigt. Andererſeits iſt aber die Verſtändigung mit Frank
reich nur möglich zwiſchen verſtändigen vaterlandsliebenden
Leuten hüben und drüben. Frankreich ſucht heute mit Jn-
triganten, Vaterlandsverrätern und käuflichen Elementen ſeine
Politik zu machen. Das iſt der verkehrte Weg.

Der Einmarſch der Franzoſen in Südweſtdeutſchland und in
Frankfurt mit der Richtung auf Bayern hatte nichts anderes be
zweckt, als den Norden Deutſchlands dem Bolſchewismus auszu
liefern und ſich ſelbſt Sicherungen zu verſchaffen. Jm Ruhr
gebiet hat Frankreich geradezu verwerflich gehandelt, und doch
haben wir eine Wirtſchaftsgemeinſchaft gegen den Bolſchewismusf
Meine Politik iſt klur und ehrlich, ſo ſchloß Dr. Heim unter
ſtürmiſchem Beifall. Sie iſt eine gute deutſche Politik,

Verfaſſungswiörige Kationalverſammlung
Berlin, 15. April.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 20 Min.
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes betreffend Auf

hebung der Militärge richtsbarkeit und betreffend
die Heeresjuſtiti a.

Abg. Warmuthy (Deutſchnat.): Wir haben uns ſchon bei der
Beratung der Verfaſſung durch den Mund des Abg. von Gräfe
gegen die Aufhebung erklärt. Die Beurteilung der Militär

r iſt vielfach durch Vorurteile politiſcher
atur getrübt worden. Gerade die Schwierigkeiten der heutigen

politiſchen Situation ſollten die Ueberzeugung ſtärken, daß die
Aufhebung unzweckmähßig iſt, daß es auf die freie Be
wegung des Heeres lähmend wirken muß, wenn der Militär
weiß, ſeine Handlungen nachher von einer nicht We igen
Inſtanz beurteilt werden. Es muß die freie Aktions-
tätigkeit beeinträchtigen, wenn ſich die Militärs
ſagen, daß zum Beiſpiel bei bürgerlichen Unruhen eine bürger
liche Gerichtsbarkeit über vorgekommene Exzeſſe zu
urteilen hat. Jedenfalls iſt der Termin des 1. Oktober für die
Aufhebung viel zu früh. Die Militärſtrafrechtspflege ſtockt gegen
wärtig, da ſich eine ungeheure Maſſe von Fällen aufgehäuft hat,
die die Ziviljuſtiz unmöglich in kurzer Zeit bewältigen kann,
und es wäre andererſeits unerklärlich, wenn die ſchon erledigten
Sachen, die noch nicht die Rechtskraft beſchritten haben, eventuell
vor ein Zivilreviſionsgericht kommen, das ganz anders zuſammen
geſetzt iſt. Die Andeutungen des Entwurfs hinſichtlich der
Sicherſtellung der abgängig werdenden Be
amten iſt völlig ungenügend. Es muß im Geſetz ſelbſt dieſe
Sicherſtellung erfolgen.

Abg. Stücklen (Soz.): Fälle, wie der Zabern und der
Marloh-Prozeß, haben das Vertrauen zur Mili-
tärjuſti z völlig erſchüttert. Jch beantrage die Verweiſung an
einen Ausſchuß.

Abg. Graf Dohna (D. Vpt.) wünſcht einen Aufſchub des
Geſetzentwurfs, da zurzeit eine gründliche Durchbevatung
unmöglich iſt. Zudem haben wir nicht das nötige Vertrauen zum
Reichsjuſtizminiſter, der den Tempel der Juſtitiag entweiht hat,
um ihm auch dieſe Erweiterung ſeiner Kompetenz zu bewilligen.

Abg. Falk (Dem.): Die Kompetenz des Reichsjuſtigminiſters
wird durch die Vorlage nicht erweitert.
Reichsjuſtizminiſter Blunck: Jn Ermangelung anderer
Gründe hat Abg. Graf Dohna die Vorlage abgelehnt, weil er

tiefſtes Mißtrauen gegen mich habe, weil ich mein Amt entweiht
habe. Demgegenüber ſtelle ich feſt, daß meine vorgeſtrige Rede,
abgeſehen von einer Bemerkung gegen die Rede des Abg. Latt
mann, worin ich nicht ihm perſönlich, ſondern dem urſprünglichen

Urheber einer Bemerkung, den Vorwurf machte, eine erlogene
Behauptung aufgeſtellt zu haben, nicht eine einzige ver
letzende oder unzuläſſige Behauptung enthalten hat. Abg. War-
muth hat ſich als grundſätzlicher Gegner dieſes Geſetzentwurfes
gekennzeichnet, darüber brauchen wir nicht mit ihm zu
Begreiflich iſt es, daß Herr Warmuth eine ſpätere Verabſchiedung
des Geſetzes wünſcht oder die Vorlage gar nicht verabſchiedet haben
möchte. Demgegenüber hat gerade Herr Warmuth darauf hin
gewieſen, daß Hunderttauſende unerledigte Reſte noch in den
Militärgerichten liegen. Jch muß feſtſtellen, daß die Fälle in
erſchveckender Zahl geſtiegen ſind. Jn Dresden z. B. ſtehen ſie
im Verhältnis 15 1 zum Frieden. Deshalb muß dieſen Zu
ſtänden ſo raſch als möglich ein Ende gemacht werden.

Abg. SchulzBromberg n Der Grund dafür, daß
die Militärgerichtsbarkeit mit ſo vielen Sachen noch im Rückſtande
ift, liegt darin, daß das jetzt zur Verfügung ſtehende Perſonal
bei der erſchreckenden Zunahme der ſtrafbaren Hand-

nicht imſtande iſt, ſo ſchnell wie früher zu
arbeiten. (Beifall vechts.)

Nach weiteren Bemerkungen des Abg. Schul z Bromberg
(Dem.) und perſönlichen Bemerkungen werden beide Geſetz
entwürfe an einen 21gliedrigen Ausſchuß verwieſen.

Der Geſetzentwurf betreffend die Schaumweinſteuer
wird in allen drei Leſungen erledigt.

Es folgen mündliche Berichte des Ausſchuſſes für Woh
nungspolitik, die ohne Ausſprache erledigt werden.

Zweite Beratung des Geſetzentwurfs über die Prüfung
von Bildſtreifen für Lichtſpiele.

Abg. Ende (Dem.): Das Heer von Arbeitern, das bei den
Lichtſpielen beſchäftigt wird, darf nicht brotlos gemacht werden.
Die Prüfung muß vereinfacht und einer einzigen Stelle über
tragen werden, bei der auch pädagogiſch und künſtleriſch Ge
bildete mitwirken.

Abg. Frau Weber (Zentr.)y Die Jugendämter müſſen
an der Durchführung des Geſetzes mitwirken.

Abg. Frau Mende (D. Vpt.) ſtimmt dem zu.
Abg. Krüger (Soz.): Die Selbſtzenſur des Film

beſitzers hat den Erwartungen nicht entſpwchen. Politiſche
22 religiöſe Gründe dürfen für die Zenſur nicht maßgebend
werden.

Abg. Frau v. Gierke (Deutſchnat.): Der Staat muſt die Be
dingungen für eine ſittliche Weiterentwicklung ſchaffen.

s 1 wird in der Ausſchußfaſſung angenommen mit dem Zu
ſatz, daß die vorgeſehenen Verbote für Jn- und Ausland

gelten ſollen.
Zu S 3 befürwortet Abg. Frau Zietz (U. S.) einen Antrag

Agnes, das Alter für Jugendvorſtellungen von 18 auf 16 Jahre
herabzuſetzen. Die Zenſur wird von der politiſchen Stellung der
Zenſoren beeinflußt.

Abg. Krüger (Soz.)y) Die Sozialiſierung der
Filminduſtrie wäre die ſchärfſte Zenſur der Kinos.

Der Antrag Agnes wird abgelehnt.
Zu S 6 wird Abſatz 1 geſtrichen, der beſondere Prüfungs

ſtellen für Jugendfilms einführen wollte. Eine Reihe
anderer Paragraphen wird im weſentlichen in der Ausſchuß-
faſſung angenommen. Ebenſo der Reſt des Geſetzes. Das Geſetz
wird darauf auch in der dritten Leſung angenommen.

Der Antrag auf Kommunaliſierung der Vorführung
von Bildſtreifen wird abgelehnt.

Nächſte Sitzung morgen 1 Uhr: Anfragen, Aufhebung
der Vorſchulen uſw.

Schluß 52 Uhr.

Die für den 16. April angeſetzte Sitzung des zweiten Untec-
crusſchuſſes des parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuſſes der
RNationalverſammlung findet nicht ſtatt

Die Reichsexekution gegen Gotha
1. Gotha, 14. April.

Wie aus dem Wolfftelegramm hervorgeht welches die Ent
ſendung eines Reichstommiſſars nach Gotha mitteilte, iſt der
Grund dieſer Maßnahme in einer gangen Anzahl von Verſtößen
gegen die Reicheverfaſſung zu ſuchen, welche die aus Volksbe-
auftragten der U. S. P. bezw. der K. P. D. beſtehende Landes-
regierung ſich im Laufe der Zeit hat zu ſchulden kommen laſſen.
Wiederholt war daher das Erſuchen um ein Eingreifen der
Reichsregierung geſtellt, und der Reichsminiſter des Jnnern hat
z. B. die Landesregierung nicht im Zweifel darüber gelaſſen, daß
die durch einen Verſtoß gegen die dern der Landes-
verſammlung zuſtande gekommene Bildung eines Landesbil-
dungsamtes ungeſetzlich iſt. Trotzdem beſteht dieſe Behörde
weiter und kuriert flott am Gothaiſchen Schulweſen herum, un

efähr nach dem Rezept des ſeligen Doktor Eiſenbart. Die letzte
erfügung des Bildungsamtes kam gerade am Tage der Ver-

kündigung der Reichsexekution heraus und iſt gegen den Direktor
des hieſigen Lehrerſeminars, Schulrat Dr. Witz mann, ge
richtet. Dieſer iſt Mitglied der Landesverſammlung und als
Abgeordneter der Deutſchen Volkspartei einer der ſchärfſten
Gegner der derzeitigen Regierung. Als ſolcher hat er ſich wieder
holt und auf das ſchärfſte mit den Regierungsmaßnahmen befaßt,
und da er rein ſachlich. vornehm und in jeder Hinſicht unangreif-
bar ſein Material vorbrachte, erregte er den Grimm der Jnhaber
der höchſten Gewalt dermaßen, daß jeder, der wahrgenommen
hat, wie dieſe mit den angeblichen Rechten der freien Meinungs-
äußerung von ſeiten der Beamten umzugehen pflegen, welche
ſie vor Jahresfriſt in einem beſonderen Erlaß ausdrücklich be-
tonten, vorausſehen konnte, daß er bald gemaßregelt werden
würde. Dieſes haben ſie nun fertiggebracht, und zwar folgender-
maßen: Da das Seminar abgebaut wird, iſt ſeit Oſtern eine
Klaſſe eingezogen. Trotzdem beſteht aber das Jnſtitut noch aus
ünf Seminariſten- und drei Seminariſtinnenklaſſen mit zu-
ammen ungefähr 140 Schülern, daneben beſteht eine Seminar-
I und ein umfangreiches Jnternat. Man ſollte

alſo denken, daß eine Anſtalt immer noch eines Direktors
bedürfe, auch wenn eine Klaſſe eingezogen iſt. Man ſtellte aber
Schulrat Dr. Witzmann zur Dispoſition und begründete dieſe
Maßnahme mit der Beſtimmung des Staatsdienergeſetzes, daß
Beamte zur Dispoſition geſtellt werden können, wenn infolge ver
änderter Staatseinrichtungen einzelne Stellen entbehrlich
werden! Selbſtverſtändlich erwartet man allgemein, daß der
Reichskommiſſar auch inſofern wirkſam werden wird, als er die
Volksbeauftragten veranlaſſen wird, ſich dieſe Art, einen unbe
quemen Gegner mundtot oder brotlos zu machen, abzugewöhnen,

Beſonoders intereſſant aber iſt das Verhalten der Regierung
während der Tage des Kapp-Putſches. Schon am 13. März war
ſie nicht mehr im Beſitz der Regierungsgewalt, ſie hatte dieſe
vielmehr einem Vollzugsrat abgetreten. Sie begründete dieſen
Schritt damit, daß ſie mit der Erledigung von Ernährungsfragen
dermaßen überlaſtet ſei, daß ſie ſich um andere Dinge nicht mehr
kümmern könnel!l An Tage war der Kaſerne der
Fliegererſatzabteilung von Arbeitern ein Beſuch abgeſtattet, wo

i dieſe ungefäh 500 Gewehre an ſich nahmen, was die Re
gierung ruhig geſchehen ließ. Sie verhinderte es auch nicht, daß
die Straßen von bewaffneten Arbeitern beherrſcht, zum Teil ſo

ar abgeſperrt wurden, was auch mit Poſt und Bahnhof geſchah.u den folgenden Tagen war bald Aufklärung über die Stellung

der Reichswehr in Gotha zur Reichsregierung geſchaffen, ſie er
klärte, auf ſeiten der alten Regierung zu ſtehen, was auch die
Landesegierung von ſich aus erklärte. Es lag alſo kein Grund
vor, gegen das Militär angreifend vorzugehen. Trotzdem ver-
hinderte man nicht, Arbeiter aus verſchiedenen Orten des
Thüringer Waldes nach Gotha zogen, um hier gegen das Militär
z kämpfen. Es iſt als feſtſtehend anzunehmen, daß es hier auf

inen Fall zu Straßenkämpfen gekommen wäre, welche allein an
Toten ungefähr 140 Opfer gefordert haben, wenn die Regierung
den Zuzug dieſer Leute verhindert hätte, wozu ſie zweifellos in
der Lage geweſen wäre. Viele dieſer Arbeiter bewaffneten ſich
erſt auf dem Marſch nach hier, indem ſie die großen Vorräte an
Waffen und Ausrüſtungsſtücken auf dem Truppenübungsplatze
Ohrdruf ſich aneigneten, wobei unermeßlich große Werte an
Reichseigent im verloren gingen. Forderte doch erſt neuerdings
die Regierung dazu auf, daß die jetzigen „Beſitzer“ ſolcher Dinge
dieſe ungeſäumt zurückgeben möchten, womit ſie ſchwerlich viel
Glück haben dürfte.

Als am 19. März die ſchwache Militär und Sicherheits
mannſchaft die Stadt aufgab, wurden die Kaſernen von Arbeitern
beſetzt und in ungeahnter Weiſe ausgeräumt. Alles, was nicht
ganz niet- und nagelfeſt war, hieß man mitgehen. Die Volks
beauftragten brauchen ſich nicht zu wundern, wenn die Reichs
regierung nunmehr ihnen die Verantwortung dafür auferlegt.
Und dann kam das Tollſte: Man wollte eine eigene Armee
aufſtellen! Nachdem ein Verſuch, eine ſolche nur aus Arbeitern
zu bilden, bei denen man notabene ſtrenge Unterordnung vor-
ausſetzte, nicht gelungen war, rief man die geſamte waffenfähige
männliche Bevölkerung vom 20. bis 49. Lebensjahre auf. Erſt
auf Drängen der Stadtverwaltung, und nachdem ſich Hunderte
hatten einſchreiben laſſen, gab die Regierung dem Stadtrat die
Erlaubnis, durch Anſchlag darauf hinzuweiſen, daß die Regierung
ſich von der Ungeſetzlichkenit dieſes Vorgehens überzeugt habe.
Hinterher aber verſuchte man wieder, wenigſtens die Chargierten
eirzuberufen, aber auch hierbei iſt nicht viel herausgekommen.

Jn der Landesverſammlung wurde von nicht unabhängigen
Abgeordneten wiederholt verſucht, die Regierung zum Aus-
reren von Neuwahlen zu veranlaſſen, aber immer vergeblich.
letzt wollte man ihr mit 8 gegen 8 Stimmen ein Mißtrauens-

votum geben, doch auch gegen dieſen Verſuch erklärten die Volks
beauftragten, nur der Gewolt weichen zu wollen. Bei früheren
Gelegenheiten haben ſie oft erklärt, daß ſie zurücktreten würden,
wenn die Mehrheit der Bevölkerung ſich durch den Wahl
zettel gegen ſie ausſprechen würde, nun aber ſcheuen ſie ſich,
die Probe auf das Exempel zu machen. Um eine Auflöſung der
Landesverſammlung zu erzwingen, legten ſchließlich die 9 nicht
unabhängigen Abgeordneten in Gegenwart des Reichskommiſſars
Käppler ihre Mandate nieder. Die allein zurübleibenden 10 Un
abhängigen erklärten aber, daß ſie als Rumpfparlament weiter
tagen würden. Sie haben dieſes auch zweimal verſucht, es iſt
aber nicht viel dabei herausgekommen. Es unterliegt daher auch
keinem Zweifel, daß der nunmehrige Reichskommiſſar Holle, der
frühere Oberbürgemeiſter von Eſſen, die von der Regierung ver
weigerten Neuwahlen ausſchreiben wird, um den unzwei-
deutigen Willen der Bevölkerung zu erfahren. An Agitation

dürfte kaum noch viel zu leiſten ſein, da die Unabhängigen in den
letzten Wochen genügend deutlich gezeigt haben, wohin die Fahrt
geht, wenn ſie am Steuer ſitzen. Das dürfte manchem ehe-
maligen Wähler dieſer Partei die Augen geöffnet haben, und da
durch iſt auch die Furcht der Regierung vor Neuwahlen erklärlich.
Stoff für notwendigſte Arbeiten findet der Reichskommiſſar ge-
nügend vor. Hoffentlich wird das Reich nunmehr durch ihn auch
ſeinen Willen unzweideutig zur Ausführung bringen!

Anwachſen der deutſchnationalen Bewegung in Hamburg.
Dem Landesverband Hamburg der Deutſchnationalen Volks-
partei ſind in der erſten Hälfte des Monats e 300 neue Mit

lieder beigetreten, in der zweiten Hälfte des Monats, nachdem
er Verband in der Generalſtreikfrage zur ſcharfen Offenſive

gegen die Linke übergegangen war, ſogar 450 neue Mitglieder.
Die Aufrufe des Verbandes erbrachten ſehr nennenswerte Sum-
men für den Wahlfonds.

Die Perſonalreform in Preußen. Die Perſonalreform iſt,
zurzeit der Gegenſtand lebhafter Beratungen im preußiſchen
Miniſterium des Jnnern, das vertretungsweiſe in Abweſen
des Miniſters und e m von dem Kultusminiſter e SGegenwärtig werdengert r die e onglreform feſtgeſtellt.



Halle, 16. April.
Graf Poſadowskny kandidiert nicht wieder?
Wie Berliner Zeitungen zu melden wiſſen, will Staats

ſekretär a. D. und Staatsminiſter Dr. Graf Poſadowsky
Wehner, Abgeordneter der Deutſchnationalen Volkspartei für
den Wahlkreis Merſeburg, von ſeiner Aufſtellung als Kandidat
für die nächſten Reichstagswahlen Abſtand nehmen.

Eine Beſtätiguno dieſer Nachricht durch den Landesverband
Merſeburg der Deutſchnationalen Volkspartei liegt uns bislang
woch nicht vor.

Höchſtpreiſe für Seife.
Bei Abgabe an den Selbſtverbvaucher dürfen die Preiſe

1. bei K. A.-Seife einſchließlich Packung für 1 Stück von
50 r P für 1 e von eng 1,50 M.;A.Seifenpu einſchließli ackung für je250 Gramm 2,10 M. 5

3. bei Kernſeife und ſonſtiger Seife in ſchnittfeſter Form,
mit Ausnahme von Feinſeife mit einem Gehalt an Fettſäure von
a2) 58 und mehr vom Hundert 30 Mark für 1 Kilogramm, b) 50
bis 57 vom Hundert 25 Mark für 1 Kilogramm, c) 40 bis 49
vom Hundert 21,25 Mark für 1 Kilogramm, d) 30 bis 39 vom
Hundert 14 Mark für 1 Kilogramm, e) 20 bis 29 vom Hundert
0,50 Mark für 1 Ki unter 20 vom Hundert 3,75 Mark
für 1 Kilogramm;4. bei Feinſeiſe einſchließlich Packung 40 Mark für 1 Kilo
gramm;

bei Schmierſeife, mit Ausnahme der nach S 2 Abſ. 8 in
Apotheken abzugebenden Kaliſeife, mit einem Gehalt an Fett-
ſäure von a) 38 und mehr vom Hundert 15 Mark für 1 Kilo
gramm, b) 30 bis 37 vom Hundert 12 Mark für 1 Ki m,
c) 20 bis 29 vom Hundert 7,50 Mark für 1 Kilogramm, 10 bis
19 vom Hundert 8,75 Mark für 1 Kilogramm, e) unter 10 vom
Hundert 1,70 Mark für 1 Kilogramm nicht überſteigen

Die vorſtehend feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne
des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, vom 4. Auguſt 1914 Reichs
Geſetzblatt S. 339). Der Ueberwachungsausſchuß der Seifen
induſtrie iſt berechtigt, für die nach ſeiner Weiſung hergeſtellten
Seifen und Seifenpulver beſondere Preiſe feſtzuſetzen, die die
im Abſ. 1 genannten Höchſtgrenzen nicht überſchreiten dürfen.

Von der Handelskammer Halle öffentlich angeſtellt und
bereidigt wurde der Nahrungsmittelchemiker Dr. W. Schatz,
Lindenſtraße 44.

Amtliche Verteilungsftelle für den Mitteldeutſchen Braun
kohlenbergbau Halle. Der Geſchäftsführer Hermann Orlowius iſt
mit dem 1. April d. J. ausgeſchieden. An ſeiner Stelle hat der
Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung Berlin den Staatlichen
Berginſpektor Danckwort zum Geſchäftsführer ernannt.
Zum ſtellvertretenden Geſchäftsführer iſt Herr Fiedler beſtellt

Das Verdienſtkreuz für Kriegshilfe iſt kürzlich folgenden
Beamten des Bakteriologiſchen Jnſtituts der hieſigen Landwirt
ſchaftskammer verliehen worden: Der 1. techniſchen Aſſiſtentin
Fräulein E. Wiegert, der Bürobeamtin Fräulein M. HellI-
wig und dem Jnſtitutsbeamten Herrn O. Graf.

Keine Erhöhung der Verſicherungsgrenze? Der ſtarke
Widerſpruch, der gegen die Ausdehnung der Verſicherungsgrenze
auf 20 000 Mark laut geworden iſt, iſt an den beteiligten Stellen
nicht unbemerkt vorübergegangen. Jm Wege der ſogenannten
vereinfachten Geſetzgebung hatte der 6. Ausſchuß der National-
verſammlung für Volkswirtſchaft in Verbindung mit dem Reichs
rat auf Grund des Geſetzes vom 17. April v. J. die Erhöhung
des Grundlohnes und die Erweiterung der Verſicherungsgrenze
auf 20 000 Mark angeordnet. Jm Geſetz heißt es ausdrücklich,
daß derartige, zwiſchen Ausſchuß und Reichsrat vereinbarte Ver
ordnungen durch die Vollverſammlung der Nationalverſammlung
ohne weiteres außer Kraft geſetzt werden können. Wie es ſcheint,
wird unter dem Eindruck der tiefgehenden Verſtimmung von
Aerzten und Zwangsverſicherten die Verordnung aufgehoben
werden, zumal da auch den Krankenkaſſen und den Verſicherten
ein ſchlechter Dienſt mit der Aenderung geleiſtet werden dürfte.
Es ſind deshalb Beſtrebungen im Gange, den Beſchluß des
6. Ausſchuſſes durch die Nationalverſammlung außer Geltung
ſetzen zu laſſen.

Arien- Abend. Es ſei noch einmal auf den heute, abends
um 7 Uhr in den „Thaliaſälen“ ſtattfindenden ArienAbend des
Opernſängers Carl Wilhelm Burt vom Stadttheater hinge-
wieſen. Die Sitzplätze hierzu ſind ausverkauft. Programme ſind
am Saaleingange erhältlich.

Moritzburgmuſeum. Vom Sonntag an iſt auch das
Muſeum in der Moritzburg wieder regelmäßig zugänglich. Un
entgeltlich: Dienstag, Donnerstag, Freitag, Sonntag von 11 bis
1 Uhr, Sonnabend, Sonntag von 3 bis 5 Uhr. Außerhalb dieſer
Stunden können Beſucher nach Möglichkeit gegen eine Gebühr
von 1 Mk. (bei Familien und Vereinen 50 Pfg.) geführt werden.
Gebühr für Kleiderablage während der öffentlichen Beſuchszeit
für 1 bis 3 Beſucher 20 Pfg.

Samilien- Nachrichten
Geburten: Emil Thieme (Sohn). Otto Hellmuth

(Tochter). Paul Neef (Sohn).
Todesfälle: Am 14. April Flora Jhlefeld geb. Pinner.

Provinz Sachſen
Merſeburg, 16. April. (Die Kaſernen geplün

dert.) Bekanntlich wurden die hieſigen Kaſernen nach dem Ab-
zug der früheren Garniſon nach Halle vom Aktionsausſchuß in
Beſitz genommen und bewacht. Trotz dieſer Bewachung hat ſich
jetzt herausgeſtellt, daß etwa 1000 Decken und über 3009 Bett
bezüge, Kopfpolſterbezüge und Bettlaken während dieſer Zeit ab
handen gekommen ſind. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung
ſtellten die Sozialdemokraten den Antrag auf Entfernung
der Garniſon aus Merſeburg. Sie begründeten den Antrag
damit, daß die Hierherverlegung der neuen Garniſon die größte
Erregung unter der Bevölkerung hervorgerufen habe. Nachdem
Erſter Bürgermeiſter Hertzog dringend bat, alle Anrempe-
lungen gegenſeitig zu unterlaſſen und für Ruhe und Ordnung zu
ſorgen, wurde der Antrag bis zur nächſten Sitzung vertagt.

Weißenfels, 15. April. (Neubeſetzung des Land
rats amtes.) Bürgermeiſter Zimmermann Teuchern
iſt vom Staatsminiſterium mit der kommiſſariſchen Leitung des
Landratsamtes des Kreiſes Weißenfels betraut worden. Er hat
die Dienſtgeſchäfte als kommiſſariſcher Landrat heute über
nommen.

ss. Leipgig, 15. April. (Aorttetegung.) Dio Heute in
Leipzig tagenden beiden großen Aerzteverbände Deutſchlands
nahmen Stellung zu der Aenderung der vom

ni1. April 1920, und beſchloſſen, die kaſſenärztliche Or ationund die Haßenärzte zu veranlaſſen alsbald von den Lehren für die erſten drei Jahre in langfriſtige Scheine umgewandelt
werden.

Kaſſenverträgen zurückzutreken. Unerläßliche Bedingung für die
Neuregelung des e re zu den Krankenkaſſen ſei die
Einführung der freien Aerztewahl und eine den
jetzigen Teuerungsverhältniſſen entſprechende Honorierung. Die
Verhandlungen mit den Kaſſenärzten müſſen bis ſpäteſtens
1. Juni d. J. beendet ſein. Die Aerzteorganiſationen behalten
ſich alle weiteren Maßnahmen vor.

G

Sporkbertchte

Sportplatz am Zoo: Preußen Berlin. Jn der
Preußen Mannſchaft ſpielen nicht weniger als ſechs repräſentative
Spieler des V. B. B. Die „Adler“ r ihre ſtärkſte Mann
ſchaft: ad wig; Gelbhaar, Völker; Hein, Pahl, Zaſtrow;
Herbſt, Schmidt, Pollack, Krüger, Stenz. Jn der
Deutſchen Ländermannſchaft ſpielten davon noch Gelbhaar und
V,lker. Bei der großen Spielſtärke der Berliner, die erſt kürz-
lich Hubertuself(Liga)Berlin 5: 0 ſchlugen, und, obwohl mit
Erſatz gegen die verſtärkten Hannover 96 1:2 ſpielten, iſt es
ſelbſtverſtändlich, daß unſer Mitteldeutſcher Meiſter V. f. L.
(Halle 96) mit ſeiner beſten, erſt jüngſt in Süddeutſchland ſo be
währten Elf antritt. Da auch der Sportplatz am Zoo planiert
worden iſt, ſo dürften auch wenn es bis Sonntag noch öfter
regnen ſollte alle Vorbedingungen für ein wirklich hochklaſſiges
Fußballſpiel gegeben ſein. Vorher treffen ſich die ABCFuß-
baller im Spiel 98 J Schüler gegen V. f. L. J Schüler.

Halleſche Städteſpiele. Wie im vergangenen Jayre ſo
ſollen heuer wieder Fußballſtädteſpiele ſtattfinden. Der
Städtewettkampfausſchuß des Saalegaues hat für den 16. Mai
ein Spiel Halle-Magdeburg, für den 20. Juni Dre r feſt
geſetzt. Ferner ſoll ein Jugendſpiel zwiſchen Halle und Magde-
burg am 16. Mai ſtattfinden. Mit Frankfurt a. M. ſteht man
in Unterhandlungen.

StadionTermine. Das für den 16. Mai geplante Branden
burgiſche StadionTurnfeſt mußte infolge der mit den Unruhen
verbundenen Störungen den 8. Auguſt verſchoben werden.
Die Berliner Meiſterſchaften des V. B. A. V., Kreis III b der
Deutſchen Turnerſchaft, Kreis J des Deutſchen Schwimmver-
bandes und Gau 20 des Deutſchen Radfahrerbundes finden dem
nach gemeinſam am 1. Auguſt ſtatt. Am 5. September will der
Gau 2 Berliner Turnrat) der D. T. ein Stadionfeſt abhalten.

s. Neue Karlshorſter Rennausſchreibungen. Der Verein für
HindernisRennen gibt jetzt für vier weitere Tage das Pro
gramm bekannt. An Preiſen wird neben zahlreichen Ehren
preiſen genau eine halbe Million Mark ausgeworfen. Kein
Rennen iſt mit weniger als 12000 Mark ausgeſtattet. Die
Hauptereigniſſe ſind: 6. Mai Jagdrennen der Vierjährigen
30 000 Mk., 27. Mai Großes Berliner Hürdenrennen Ehren-
preis und 42 000 Mk., 3. Juni Germania (6300 Meter-Rennen)
Ehrenpreis und 45 000 Mk.; 10. Juni Ausgleich der Vier-
jährigen 20 000 Mk., Märkiſches Jagd- Rennen 20 000 Mk.

Volkswivriſſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Aktiengeſellſchaften
Halleſche Maſchinenfabrik und Eiſengießerei. Das Bezugs

recht auf die jungen Aktien der Geſellſchaft ſoll am 20., 21. und
22. d. M. zur Notiz an der Berliner Börſe gelangen.

ss. Heine u. Co. (Eigener Drahtbericht.) Bei reichlichen
Abſchreibungen und Rückſtellungen werden wieder 15 Prozent
Dividende ſowie 100 Mk. Bonus für das auf 7 Millionen Mark
erhöhte Aktienkapital in Vorſchlag gebracht.

Kaliwerke Aſchersleben. Die außerordentliche Hauptver
ſammlung wiederholte die Beſchlüſſe der außerordentlichen
Hauptverſammlung am 13. Februar 1920 auf ng von
2,5 Millionen Mark 6prozentiger Vorzugsaktien mit achtſachem
Stimmrecht. Damit wird das Kapital auf 25 Millionen Mark
erhöht. Die neuen Aktien nehmen vom 1. Januar 1920 ab an
der Dividende teil. Die alsdann folgende ordentliche Haupt
verſammlung genehmigte bei einer Stimmenthaltung die Jahres
rechnung für 1919 und ſetzte die Dividende auf 10 (im
Vorjahre 7 Prozent) feſt. Außerdem erhalten die Aktionäre
einen Bonus von 200 Mk. je Aktie. Jnfolge der zweimaligen
Preiserhöhung im letzten Vierteljahr und der günſtigen Aus
ſchüttungen des Kaliſyndikats, die auf den ſchlechten Stand der
Valuta zurückzuführen ſind, konnte das günſtige Ergebnis erzielt
werden. Mit Rückſicht auf dieſe beſonderen Umſtände betonte die
Verwaltung, daß ſie mit ſolch hohen Erträgen nicht dauernd
rechnet.

Gerager Elektrizitätswerk und Straßenbahn Akt.Geſ. Die
außerordentliche Generalverſammlung beſchloß die Erhöhung
des Grundkapitals um 1 auf 3 Millionen Mark. Die
jungen Aktien ſollen zum Kurſe von 107,50 Prozent an die Säch
ſiſche Straßenbahngeſellſchaft in Plauen begeben werden.

Sächſiſche Straßenbahngeſellſchaft in Plauen i. V. Der Auf-
ſichtsrat ſchlägt 7,5 (3,5) Prozent Dividende vor.

Geldmarkt und Banken
Reichsbankausweis. Der am 31. März e Aus

weis zeigt insbeſondere im Zuſammenhang mit den Anſprüchen
des Vierteljahrsſchluſſes auf den Anlagekonten eine gewaltige
Belaſtung. Die geſamte Kapitalanlage ſtieg um 4231,8 Mill.
Mark auf den bisher nicht erreichten Stand von 44 904,2 Mill.
Mark; bei der bankmäßigen Deckung allein betrug die Zunahme
4114,8 Mill. Mark. Auf der anderen Seite haben die fremden
Gelder gleichfalls eine beträchtliche Steigerung erfahren, nämlich
um 8969,6 Mill. Mark auf 18 498,4 Mill. Mark. Die Nachfrage
nach Zahlungsmitteln war in der letzten Märzwoche ungemein
ſtark. An Banknoten und Darlehnskaſſenſcheinen zuſammen
mußte die ungeheure Summe von 2601,8 Mill. Mark neu in den
Verkehr gegeben werden. Der Bedarf an ſolchen Geldzeichen war
demnach beinahe doppelt ſo hoch wie in der vorjährigen Ver
gleichszeit, in der 1349,9 Mill. Mark neu beanſprucht wurden und
übertraf den bisher beobachteten ſtärkſten Abfluß in der letzten
Dezemberwoche (1754,8 Mill. Mark) um etwa 850 Mill. Mark.
Die Gründe für dieſe überaus ungünſtige Entwicklung dürften
im weſentlichen darin liegen, daß die Vierteljahrszahlungen an
Gehältern uſw. infolge der in letzter Zeit vorgenommenen be-
trächtlichen allgemeinen Erhöhung ganz gewaltige Summen er-
fordert und auch die politiſchen Unruhen zu weiteren erheblichen
Geldtheſaurierungen Anlaß gegeben haben. Jm einzelnen ſtieg
der Notenumlauf um 1822,7 Mill. Mark auf 45 169,7 Mill. Mark
und der Umlauf an Darlehnskaſſenſcheinen um 778,9 Mill. Mark
auf 13 731,4 Mill. Mark. Der Goldbeſtand blieb unverändert,
während die Silbervorräte eine weitere erfreuliche Zunahme um
rund 6 Mill. Mark aufwieſen. Auch die Darlehnskaſſen wurden
in der Berichtswoche ſtark in Anſpruch genommen. Jhr Dar-
lehnsbeſtand wuchs um nicht weniger als 1141,6 Mill. Mark auf
27 786,8 Mill. Mark.

Die Schulden der Alliierten in Amerika. Dem „Jntranſt-
nt“ wird über London aus Waſhington gemeldet, daß die
uld der Alliierten an die Vereinigten Staaten, die ſich auf

10 Milliarden Dollar beläuft, konſolidiert wird und die Zinſen
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